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A N T R A G 
 

  Vorlage-Nr.: A 01/0136

15 - Umweltamt Datum: 12.03.2001 

Bearb. : Frau  Hahn Tel.: 506 öffentlich nicht öffentlich 

Az. :  X  
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 
 
Ausschuss für Umweltschutz 21.03.2001 
 
 
Änderung der Satzung über die Abfallwirtschaft / Gebührensatzung der Stadt Norderstedt  
hier : antrag der SPD-Fraktion 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Ausschuss für Umweltschutz empfiehlt der Stadtvertretung folgende Satzungsänderungen: 
 
§ 6 

Absatz 3 
Bei der Bemessung der Behälterkapazität für Restabfall sind mindestens 5 l pro Person und Woche zugrunde zu 
legen. ........... 
 
 
§ 10 

Absatz 1b 
Fahrbare genormte Müllgroßbehälter mit 40 l, 60 l, 80 l, 120 l, 240 l ..... 
 
Absatz 3 
a   40 l 
b   60 l 
c   80 l 
d 120 l 
e 240 l 
 
Redaktionelle Änderungen aufgrund der unterschiedlichen Behältergrößen sind vorzunehmen. 
 
Die Gebührensatzung ist anzupassen. 
 
Bei Benutzung einer Biotonne mit 40 l Füllraum ermäßigt sich die Benutzungsgebühr, wenn es sich um einen 
Einpersonenhaushalt handelt. 
Bei Behältertausch ist, wie jetzt schon festgeschrieben, eine Bearbeitungsgebühr zu entrichten. 
Die so geänderte Satzung über die Abfallwirtschaft / Gebührensatzung tritt spätestens zum 01.07.2001 in Kraft. 
 
 
Haushaltsrelevante Daten: 
 
Haushaltsstelle:  
Haushaltsplan:  
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Ausgabe:  
Mittel stehen zur Verfügung:  
  
Folgekosten/Jahr:  
 
Erläuterungen zu den Folgekosten: 
 
 
 
Sachverhalt 
 
Grundsatz und Ziel der Abfallwirtschaft Norderstedt ist es, Restmüll zu verringern und zu vermeiden. Sinkende 
Abfallmengen zeigen, dass die Bürgerinnen und Bürger dieses unterstützen. Wenn aberVerwaltungshandeln, wie 
jetzt im Zuge der Austauschaktion Metalltonne, dem Abfallerzeuger größere Tonnen und höhere Gebühren auf-
erlegt, hat sie hierfür nicht den politischen Auftrag erhalten. 
 
Weiteres mündlich. 
 
 
Anlage(n) 


